
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Stefan Schmidt, Anja Hajduk, Dr. Danyal Bayaz, Lisa Paus, 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Christian Kühn (Tübingen), Markus Tressel, 
Daniela Wagner, Sven-Christian Kindler, Claudia Müller, Beate Müller-Gemmeke, 
Stefan Gelbhaar und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Besteuerung von Einkünften aus kurzfristiger Wohnraumvermietung über 
Vermittlungsplattformen

Vermittlungsplattformen wie Airbnb, 9flats oder Wimdu, über die die eigene 
Wohnung kurzfristig vermietet werden kann, sind beliebter denn je. Marktfüh-
rer Airbnb mit EU-Sitz in Irland und deutscher Niederlassung in Berlin vermit-
telt weltweit mehr als 7 Millionen Unterkünfte (vgl. https://news.airbnb.com/d
e/about-us/). In Deutschland werden allein auf Airbnb mindestens 150.000 Un-
terkünfte zur kurzfristigen Vermietung angeboten (vgl. https://www.empirica-in
stitut.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen_Referenzen/PDFs/20190806_empi
rica-Studie-Einflussfaktoren-Wohnungsmarkt.pdf, S. 20).
Die Einkünfte aus der Vermietung von Wohnraum über Vermittlungsplattfor-
men unterliegen grundsätzlich der Einkommensteuer. Die Vermieterinnen und 
Vermieter sind verpflichtet, ihre einkommensteuerpflichtigen Angaben aus der 
Vermietung bei der jährlichen Einkommensteuererklärung anzugeben. Darüber 
hinaus können derartige Einkünfte auch der Umsatzsteuer unterliegen, sofern 
Umsätze von mindestens 22 000 Euro im Jahr (bis 2019: 17.500 Euro) erzielt 
werden (vgl. § 19 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes – UStG). Inwiefern die 
Vermieterinnen und Vermieter ihre steuerlichen Pflichten kennen und die Ein-
künfte aus der kurzfristigen Wohnraumvermietung über Vermittlungsplattfor-
men regelkonform versteuern, ist aber unklar. Um den Tatbestand der Steuer-
hinterziehung zu überprüfen, starteten deutsche Finanzbehörden 2018 eine 
Gruppenanfrage an die irische Regierung, um Daten über Einkünfte deutscher 
Steuerpflichtiger aus der Vermietung über Airbnb zu erhalten. Das Bundes-
ministerium der Finanzen unterstützte dieses Vorgehen (vgl. Wirtschaftswoche, 
„Jagd auf Airbnb“, 4. Mai 2018).
Die im Januar 2019 veröffentlichte Studie des Leibniz-Zentrums für europä-
ische Wirtschaftsforschung (ZEW) „Steuerlicher Reformbedarf bei Service-
Plattformen“ (http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/ZEW_Expertise_Airbn
b_2019.pdf) plädiert für steuerliche Anpassungen. Da Einkünfte aus der kurz-
fristigen Wohnraumvermietung nicht ordnungsgemäß versteuert werden, 
schätzt die Studie jährliche Mindereinnahmen von mindestens 150 Mio. Euro 
(vgl. ZEW-Studie, S. 13 und 15).
Die ZEW-Studie empfiehlt „Plattformbetreiber wie Airbnb sowohl einkom-
men- wie auch umsatzsteuerrechtlich stärker in die Verantwortung zu nehmen“ 
(ZEW-Studie, S. 16). Andere EU-Staaten, beispielsweise Dänemark, kooperie-
ren bereits mit Vermittlungsplattformen wie Airbnb. Seit 1. Juli 2019 teilt 
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Airbnb den Finanzämtern in Dänemark Auskünfte über Einnahmen von Gast-
geberinnen und Gastgebern auf Airbnb für alle Buchungen mit (vgl. https://ww
w.ahgz.de/news/home-sharing-airbnb-kooperiert-mit-daenischem-steuerministe
rium,200012255057.html).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. a) Welche Wohnraum-Vermittlungsplattformen sind der Bundesregierung 

bekannt, und wo haben die einzelnen Plattformen nach Kenntnis der 
Bundesregierung ihren jeweiligen Sitz?

b) Wie hoch war der in Deutschland generierte Umsatz der jeweiligen 
Wohnraum-Vermittlungsplattformen in den letzten fünf Jahren (bitte 
nach Jahren aufschlüsseln)?

 2. a) Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Steuer-
pflichtigen in Deutschland in den letzten fünf Jahren entwickelt, die 
Wohnraum kurzfristig vermieten (bitte nach Jahren, nach natürlichen 
bzw. juristischen Personen sowie nichtgewerblicher und gewerblicher 
Tätigkeit aufschlüsseln)?

b) Wie viele davon haben Wohnraum über Vermittlungsplattformen ver-
mietet (bitte nach Jahren, nach natürlichen bzw. juristischen Personen 
sowie nichtgewerblicher und gewerblicher Tätigkeit aufschlüsseln)?

 3. a) Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittli-
chen einkommensteuerpflichtigen Einkünfte der Steuerpflichtigen aus 
der kurzfristigen Vermietung von Wohnraum pro Jahr in den letzten 
fünf Jahren (bitte nach Jahren sowie nichtgewerblicher und gewerbli-
cher Tätigkeit aufschlüsseln)?

b) Welche Einkünfte davon wurden aus der kurzfristigen Vermietung von 
Wohnraum über Vermittlungsplattformen erzielt (bitte nach Jahren, 
nach natürlichen bzw. juristischen Personen sowie nichtgewerblicher 
und gewerblicher Tätigkeit aufschlüsseln)?

c) Anhand welcher Daten ermittelt die Bundesregierung die einkommen-
steuerpflichtigen Einkünfte aus der kurzfristigen Vermietung von 
Wohnraum?

 4. Wie viele Steuerpflichtige, die Wohnraum über Vermittlungsplattformen 
kurzfristig vermieten, haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
letzten fünf Jahren Umsätze von bis zu 17 500 Euro, zwischen 17 500 Eu-
ro und 22 000 Euro und mehr als 22 000 Euro zuzüglich die darauf entfal-
lende Umsatzsteuer erzielt (bitte zusätzlich nach Jahren aufschlüsseln)?

 5. Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf wegen der nicht ordnungsge-
mäßen Versteuerung von Einkünften aus der kurzfristigen Wohnraumver-
mietung in Deutschland?
a) Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen sind aus Sicht der Bundes-

regierung erforderlich, um eine ordnungsgemäße Versteuerung sicher-
zustellen?
Inwiefern und mit welchem Zeitplan plant die Bundesregierung die 
entsprechenden Maßnahmen?

b) Wenn nein, warum nicht?
 6. Mit welchen Mitteln und durch welches Vorgehen stellen die deutschen Fi-

nanzbehörden fest, ob Steuerpflichtige ordnungsgemäße Angaben über 
Einkünfte aus der kurzfristigen Wohnraumvermietung auf Vermittlungs-
plattformen in ihren Steuererklärungen machen?
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 7. Wie viele Steuereinnahmen entgehen dem Fiskus nach Einschätzung der 
Bundesregierung jährlich durch die nicht ordnungsgemäße Versteuerung 
von Einkünften aus der kurzfristigen Wohnraumvermietung über Vermitt-
lungsplattformen?

 8. a) Wie viele Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung wegen nicht ord-
nungsgemäß versteuerter Einkünfte aus kurzfristiger Wohnraumver-
mietung über Vermittlungsplattformen wurden in den letzten fünf Jah-
ren in Deutschland eingeleitet (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

b) In wie vielen Fällen kam es bisher zur Verhängung von Freiheits- bzw. 
Geldstrafen oder zur Festsetzung von Bußgeldern, und welches Straf-
maß bzw. in welcher Höhe wurden dabei die Bußgelder im Durch-
schnitt verhängt (bitte nach Art der verhängten Sanktionen und nach 
Jahren aufschlüsseln)?

c) Wie viele Steuern inklusive Verzugszins konnten in den letzten fünf 
Jahren eingenommen werden (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

 9. Vertritt die Bundesregierung die Ansicht, dass die kurzfristige Wohnraum-
vermietung über Vermittlungsplattformen gegenüber der traditionellen 
Branche des Hotelgewerbes steuerrechtlich bevorzugt wird?
a) Wenn ja, welche Pläne, und welchen Zeitplan verfolgt die Bundes-

regierung, um die steuerrechtliche Ungleichbehandlung zu beenden?
b) Wenn nein, warum nicht?

10. Stimmt die Bundesregierung der ZEW-Studie zu, die empfiehlt, die Ver-
mittlungsplattformen „sowohl einkommen- als auch umsatzsteuerlich stär-
ker in die Verantwortung zu nehmen“ (http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/guta
chten/ZEW_Expertise_Airbnb_2019.pdf, S. 16) (bitte begründen)?
Wenn ja, welche konkreten Pläne verfolgt die Bundesregierung?

11. Stimmt die Bundesregierung der Ansicht zu, dass Vermittlungsplattformen 
als Intermediäre zwischen kurzfristigen Vermieterinnen und Vermietern 
und kurzfristigen Mieterinnen und Mietern auftreten und damit Ähnlich-
keiten zu anderen Konstellationen aufweisen, bei denen der Staat die Inter-
mediäre zum Einbehalt und zur Abführung einer Steuer für Steuerpflichti-
ge verpflichtet, beispielsweise die Abführung der Lohnsteuer über die Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber (bitte begründen)?

12. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung der ZEW-Studie, 
im Bereich der Einkommensteuer einen Steuerabzug mit Abgeltungs-
wirkung ähnlich der Kapitalertragsteuer einzuführen, für deren Abfüh-
rung die Vermittlungsplattformen als Intermediäre verantwortlich wä-
ren, und sieht die Bundesregierung Vollzugsschwierigkeiten (bitte be-
gründen)?
Wenn ja, welche?

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die rechtliche Umsetzbarkeit dieses 
Vorschlags (bitte begründen)?

c) Plant die Bundesregierung, einen Steuerabzug mit Abgeltungswirkung 
einzuführen, wie es die Studie empfiehlt (bitte begründen)?

13. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung der ZEW-Studie, 
im Bereich der Einkommensteuer eine verbindliche Informationspflicht 
der Plattformbetreiber an die zuständigen Finanzbehörden einzuführen 
(bitte begründen)?
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b) Wie beurteilt die Bundesregierung die rechtliche Umsetzbarkeit, insbe-
sondere die datenschutzrechtliche Zulässigkeit, dieses Vorschlags (bitte 
begründen)?

c) Plant die Bundesregierung, die von der Studie empfohlene Informati-
onspflicht der Plattformbetreiber einzuführen (bitte begründen)?

14. a) Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag der ZEW-Studie, die 
zum 1. Januar 2019 eingeführte Plattformhaftung im Bereich der Um-
satzsteuer, die bisher auf Lieferungen von Waren beschränkt ist, auf 
Plattformbetreiber von sonstigen Leistungen wie Wohnungsvermittlung 
auszuweiten und den Haftungstatbestand nach den §§ 22f, 25e UStG zu 
erweitern (bitte begründen)?

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die rechtliche Umsetzbarkeit dieses 
Vorschlags, und welche Vollzugsschwierigkeiten würden sich dabei 
nach Einschätzung der Bundesregierung ergeben (bitte begründen)?

c) Plant die Bundesregierung, die zum 1. Januar 2019 eingeführte Platt-
formhaftung im Bereich der Umsatzsteuer auf Plattformbetreiber von 
sonstigen Leistungen auszuweiten und den Haftungstatbestand nach 
den §§ 22f, 25e UStG zu erweitern (bitte begründen)?

15. Welche gesetzlichen Regularien haben die einzelnen Bundesländer nach 
Kenntnis der Bundesregierung auf Länderebene erlassen, um die kurzfris-
tige Vermietung von Wohnraum über Vermittlungsplattformen zu be-
schränken und damit auch die Steuerhinterziehung zu verhindern, und wie 
schätzt die Bundesregierung die Wirksamkeit der jeweiligen Regularien 
ein (bitte getrennt nach Bundesland aufführen)?

16. a) Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der dänischen 
Regelung, wonach Airbnb seit 1. Juli 2019 verpflichtet ist, den däni-
schen Finanzämtern Auskünfte über Einnahmen von Gastgeberinnen 
und Gastgebern für alle Buchungen mitzuteilen (vgl. https://www.ahg
z.de/news/home-sharing-airbnb-kooperiert-mit-daenischem-steuermini
sterium,200012255057.html)?

b) Plant die Bundesregierung eine ähnliche Regelung auch in Deutschland 
(bitte begründen)?

17. a) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die in Spanien per 
Gesetz vom 30. Dezember 2017 eingeführte besondere Meldepflicht, 
die insbesondere eine Vermietung oder Nutzung von Häusern zu Feri-
enzwecken vermitteln, hinsichtlich der gewonnenen Erkenntnisse, der 
Qualität und Überprüfbarkeit der erhobenen Daten, der Effekte auf die 
ordnungsgemäße Besteuerung der Erträge sowie der Durchführung 
möglicher Steuerstraf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren?

b) Plant die Bundesregierung eine ähnliche Regelung auch in Deutschland 
(bitte begründen)?

18. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die im März 2018 in 
Norwegen gestartete Konsultation über ein Verfahren, wonach zwischen-
geschaltete Unternehmen, die Immobilienverkäufe oder -vermietungen 
über digitale Plattformen ermöglichen, Informationen an die Steuerverwal-
tung weitergeben müssen (bitte insbesondere Informationen zum Umset-
zungstand, zur Ausgestaltung der Verpflichtung sowie zu ersten Erkennt-
nissen hinsichtlich der Effekte auf eine ordnungsgemäße Besteuerung der 
Erträge sowie das Aufdecken möglicher Steuerstraftaten geben)?

Drucksache 19/17453 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



19. a) In welcher Weise und in welchen Abständen tauscht sich die Bundes-
regierung systematisch mit den Regierungen anderer Staaten hinsicht-
lich der ergriffenen Maßnahmen sowie der Wirkung der entsprechen-
den Maßnahmen aus?

b) Welche Handlungserfordernisse sieht die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang?

Berlin, den 28. Januar 2020

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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